
 
 Verw.Bez. Waidhofen an der Thaya 

3822 Karlstein an der Thaya, Hauptstraße 12 
Tel. 02844/279, Fax 02844/279-20, 

E-Mail: gemeinde@karlstein-thaya.at 
www.karlstein-thaya.at 

 

 Laufende Nr.: 1/2026 

 

Verhandlungsschrift 
über die Sitzung des 

Gemeinderates 
 
am 18. März 2026 in Karlstein an der Thaya 
Beginn 19:30 Uhr Die Einladung erfolgte am 13.03.2026 
Ende 21:15 Uhr durch E-Mail-Einladung 
 
Anwesend waren: 
Bürgermeister Siegfried Walch 
Vizebürgermeister Patrick Datler 
die Mitglieder des Gemeinderates 

1.gf GR Norbert Bauer  
2.gf GR Michael Hofstätter 
3.gf GR Maximilian Gstraunthaler 
4.gf GR Friedrich Rammer-Jirec 
5.GR Robert Perzi 
6.GR Marcel Erhart 
7.GR Nicole Kothbauer-Pany 

8.GR Bernhard Riegler 
9.GR Herbert Hiess 

10.GR Holger Reinagel 
11.GR Manfred Bauer 
12.GR Franz Wiedena 
13.GR Harald Böhm 
14.GR Markus Böhm 

 
Anwesend waren außerdem: 
1. Ing. Markus Teubel (Schriftführer) 
2. Michael Hoheneder 

3. OV Armin Hofbauer 
 

 
Entschuldigt abwesend waren: 
1. GR Ernst Demmer 
2. GR Stefan Koll 

 

 
Nicht entschuldigt abwesend waren: 
1. --- 
 
 
 

Vorsitzender: Bürgermeister Siegfried Walch  
 

Die Sitzung war öffentlich 
Die Sitzung war beschlussfähig 
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Tagesordnung 
 

1. Genehmigung des Protokolls der letzten Gemeinderatssitzung 
2. Bericht des Bürgermeisters 
3. Bericht des Prüfungsausschusses 
4. Rechnungsabschluss 2025 
5. 1. Nachtragsvoranschlag 2026 
6. Annahme Fördervertrag KPC BA 16 Sanierung Ortskanäle Karlstein 
7. Annahme Fördervertrag KPC BA 18 Errichtung Photovoltaikanlage 
8. Annahme Fördervertrag WWF BA 16 Sanierung Ortskanäle Karlstein 
9. Annahme Fördervertrag WWF BA 18 Errichtung Photovoltaikanlage 
10. Darlehensaufnahme Sanierung ABA Karlstein 2026 
11. Darlehensaufnahme Sanierung WVA Karlstein 2026 
12. Leasingvertrag für Fiat Ducato 
13. Vergabe Straßenbauarbeiten Gemeindestraße Thures 
14. Vergabe Errichtung PV-Anlage und Speicher Kläranlage Karlstein 
15. Vergabe Errichtung PV-Anlage und Speicher FF-Haus Goschenreith 
16. Nachtrag zum Pachtvertrag Sportplatz Karlstein 
17. Vermessung L8155 Hohenwarth West 
18. Beschluss Änderung der Satzung des „Gemeindeverband der Musikschule Thayaland“ 
19. Aufhebung der Mehrkindförderung in der Musikschule 
20. Änderung Nebengebührenordnung  
21. Dienstvertrag unbefristete Beschäftigte im Bürgerservice 

 
 
Der Bürgermeister begrüßt die Damen und Herren des Gemeinderates und stellt die 
Beschlussfähigkeit fest. 
 
 
 
Vor Beginn der Sitzung wurde von den Gemeinderäten der FPÖ ein Dringlichkeitsantrag 
eingebracht. 
 

Resolution: Gemeindefinanzen vor Bundeshaftungen schützen 
 
Der gfGR Friedrich Rammer-Jirec hat den Antrag verlesen und anschließend wurde über 
die Dringlichkeit im Gemeinderat mit folgendem Ergebnis abgestimmt.  
 
Beschluss:  für den Antrag:   16 Stimmen (einstimmig) 
  gegen den Antrag:    0 Stimmen  
 
 
Der Antrag über die „Resolution: Gemeindefinanzen vor Bundeshaftungen schützen“ wurde 
als Punkt 22 in die Tagesordnung eingereiht. 
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1. Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung 

Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen das Sitzungsprotokoll der Sitzung vom 
10. Dezember 2025 keine Einwände erhoben wurden. Das Sitzungsprotokoll gilt daher 
als genehmigt. 
 
 

2. Bericht des Bürgermeisters 

Der Bürgermeister berichtet über Arbeiten des Bauhofes und aktuelle Angelegenheiten 
des Gemeindegeschehens wie z.B.: die Ersatzbeschaffung eines Bauhoffahrzeuges (FIAT 
Ducato). Weiters über den Beginn der Bauarbeiten für die Sanierung der ABA und WVA 
in Karlstein nach der Winterpause. Die Arbeiten wurden Mitte März am Schulberg 
begonnen und werden in den Gartenweg, Bergstraße und Neustiftgasse fortgesetzt. Auf 
der Hauptstraße wird es ab 26.03.2026 für 3 Monate eine Totalsperre geben. Die Zufahrt 
zu den Betrieben und Geschäften soll jedoch jederzeit aufrechterhalten bleiben. 
 
Auch wurde berichtet, dass bei den Feuerwehrwahlen wieder für alle 11 Feuerwehren in 
der Gemeinde ein Kommando besetzt werden konnte. 
 
Als letzten Teil des Berichtes des Bürgermeisters wurden die Änderungen in der 
Gemeindeordnung den Gemeinderäten nähergebracht. 
 
 

3. Bericht des Prüfungsausschusses 

Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses GR Manfred Bauer verliest den Bericht des 
Prüfungsausschusses über die Prüfung vom 16.03.2026.  
 
Der Bericht wird vom Bürgermeister zur Kenntnis genommen. 
 
 

4. Rechnungsabschluss 2025  

Der Rechnungsabschluss 2025 wurde nach den Vorgaben der VRV 2015 erstellt und lag 
im Zeitraum vom 02. März 2026 bis zum 16. März 2026 zur allgemeinen Einsicht auf. 
 
Der Rechnungsabschluss gliedert sich in drei Teile die Ergebnisrechnung die 
Finanzierungsrechnung und die Vermögensrechnung. 
 
In der Ergebnisrechnung wurden Erträge von € 4.274.469,94 und Aufwendungen von 
4.500.187,99 ausgewiesen. Daraus ergibt sich ein Nettoergebnis von  
€ -225.718,05 welches durch eine Entnahme aus der Haushaltsrücklage abgedeckt 
wurde. 
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Die Finanzierungsrechnung weist in der Operativen Gebarung Einzahlungen in der Höhe 
von € 4.243.217,16 und Auszahlungen von € 3.447.807,31, in der Investiven Gebarung 
Einzahlungen von € 599.254,85 und Auszahlungen von € 1.052.890,17 sowie in der 
Finanzierungstätigkeit Einzahlungen von € 552.000,00 und Auszahlungen von  
€ 604.959,61. Die liquiden Mittel ergeben eine Zunahme in der Höhe von € 324.513,07. 
 
Das kumulierte Haushaltspotential 2025 nach Zuweisung an investive Vorhaben beträgt 
€ -80.785,74. 
 
Der Stand der Haushaltsrücklage per 31.12.2025 beträgt € 4.307.074,79. 
Der Stand der liquiden Mittel beträgt € 37.166,18. 
Der Schuldenstand per 31.12.2025 beträgt € 11.126.692,83. 
Der Stand der Aktiva per 31.12.2025 beträgt € 25.477.055,98. 
 
Antrag an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat möge den Rechnungsabschluss 2025 genehmigen 
 
Beschluss:  für den Antrag:   16 Stimmen (einstimmig) 
  gegen den Antrag:    0 Stimmen 
 
 

5. 1. Nachtragsvoranschlag 2026 

Für das Haushaltsjahr 2026 wurde ein Nachtragsvoranschlag erstellt. Im 
Nachtragsvoranschlag wurden die Ergebnisse des Jahres 2025 eingearbeitet. Die 
Änderungen ergeben sich auf Grund der notwendigen Ersatzbeschaffung für den 
Datenserver im Gemeindeamt, den Abschluss eines Leasingvertrages zur 
Ersatzbeschaffung des Pritschenwagens am Bauhof sowie im Investitionshaushalt die 
aufgrund der aktuellen Bauzeitpläne angepassten Vorhabensummen. 
Der Entwurf des Nachtragsvoranschlages lag in der Zeit vom 02. bis zum 16. März 2026 
am Gemeindeamt zur öffentlichen Einsicht auf. 
Folgende Gesamtsummen ergeben sich aus dem Nachtragsvoranschlag: 
Im Ergebnisvoranschlag Sind Erträge von € 4.190.500 und Aufwendungen von  
€ 4.182.400 veranschlagt. 
Im Finanzierungsvoranschlag sind in der Operativen Gebarung Einzahlungen von  
€ 4.062.200 und Auszahlungen von € 3.163.700, in der Investiven Gebarung 
Einzahlungen von € 1.765.300 und Auszahlungen von € 2.523.400 sowie in der 
Finanzierungstätigkeit Einzahlungen von € 474.500 und Auszahlungen von € 646.400 
veranschlagt. 
Für die Ersatzbeschaffung des Pritschenwagens am Bauhof wurde ein Operating Leasing 
mit einer Laufzeit von 5 Jahren und einer jährlichen Leasingverpflichtung von € 8.200 
veranschlagt. 
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Antrag an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat möge den 1. Nachtragsvoranschlag 2026 beschließen. 
 
Jährliche Leasingverpflichtungen für eine Laufzeit von 5 Jahren in der Höhe von  
€ 8.200 wurden veranschlagt.  
 
Bedarfszuweisungen II zur Unterstützung des Haushaltes sind mit € 110.600 
veranschlagt.  
 
Beschluss:  für den Antrag:   16 Stimmen (einstimmig) 
  gegen den Antrag:    0 Stimmen 
 
 

6. Annahme Fördervertrag KPC BA16 Sanierung Ortskanäle Karlstein 

Seitens der Kommunalkredit Public Consulting wurde mit Schreiben vom 28.11.2025,  
GZ C106425, für die ABA Bauabschnitt 16 Sanierung Ortskanäle Hauptstraße-
Schillerstraße eine Förderung von 36% bei einer vorläufig förderbaren Summe von  
€ 1.200.000,- zugesagt. Die Fördermittel werden in Form von Bauphasen- und 
Finanzierungszuschüssen ausbezahlt. 
Ein entsprechender Fördervertrag liegt dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vor. 
 
Antrag an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat möge folgende Annahmeerklärung beschließen: 
Die förderungsnehmende Person Marktgemeinde Karlstein an der Thaya, GKZ 32209, 
erklärt die vorbehaltlose Annahme des Förderungsvertrages vom 28.11.2025, 
Antragsnummer C106425, betreffend die Gewährung eines Bauphasen- und 
Finanzierungszuschusses für die Abwasserentsorgungsanlage BA 16 Sanierung 
Ortskanäle Hauptstraße-Schillerstraße. 
 
Beschluss:  für den Antrag:   16 Stimmen (einstimmig) 
  gegen den Antrag:    0 Stimmen 
 
 

7. Annahme Fördervertrag KPC BA18 Errichtung PV-Anlage 

Seitens der Kommunalkredit Public Consulting wurde mit Schreiben vom 28.11.2025,  
GZ C305884, für die ABA Bauabschnitt 18 Errichtung einer Photovoltaikanlage eine 
Förderung von 36% bei einer vorläufig förderbaren Summe von € 40.000,- zugesagt. Die 
Fördermittel werden in Form von Investitionszuschüssen ausbezahlt. 
Ein entsprechender Fördervertrag liegt dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vor. 
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Antrag an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat möge folgende Annahmeerklärung beschließen: 
Die förderungsnehmende Person Marktgemeinde Karlstein an der Thaya, GKZ 32209, 
erklärt die vorbehaltlose Annahme des Förderungsvertrages vom 28.11.2025, 
Antragsnummer C305884, betreffend die Gewährung eines Investitionszuschusses für 
die Abwasserentsorgungsanlage BA 18 Errichtung einer Photovoltaikanlage. 
 
Beschluss:  für den Antrag:   16 Stimmen (einstimmig) 
  gegen den Antrag:    0 Stimmen 
 
 

8. Annahme Fördervertrag WWF BA 16 Sanierung Ortskanäle Karlstein 

Seitens NÖ Wasserwirtschaftsfonds wurde mit Schreiben vom 29.01.2026,  
GZ WA4-WWF-30176016/2 für die ABA Karlstein an der Thaya, Bauabschnitt 16, 
Sanierung Ortskanäle Hauptstraße-Schillerstraße eine Förderung von 40% bei einer 
vorläufig förderbaren Summe von € 1.200.000,- zugesagt. Die Fördermittel werden zur 
Gänze als nicht rückzahlbarer Beitrag gewährt.  
 
Der Förderbetrag soll in 5 Teilbeträgen wie folgt ausbezahlt werden: 

2026 € 120.000,00   2027 € 120.000,00 
2028 € 120.000,00   2029 €   72.000,00 
2030 €   48.000,00 

  
Eine entsprechende Förderzusicherung liegt dem Gemeinderat zur Beschlussfassung 
vor. 
 
Antrag an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat möge folgende Annahmeerklärung beschließen: 
Die Marktgemeinde Karlstein an der Thaya erklärt aufgrund des Beschlusses des 
Gemeinderates vom 18. März 2026 die vorbehaltlose Annahme der Zusicherung des NÖ 
Wasserwirtschaftsfonds vom 29. Januar 2026, WWF-30176016/2, für den Bau der 
Abwasserentsorgungsanlage Karlstein an der Thaya, Sanierung Ortskanäle Hauptstraße-
Schillerstraße, Bauabschnitt 16. 
 
Beschluss:  für den Antrag:   16 Stimmen (einstimmig) 
  gegen den Antrag:    0 Stimmen 
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9. Annahme Fördervertrag WWF BA 18 Errichtung PV-Anlage 

Seitens NÖ Wasserwirtschaftsfonds wurde mit Schreiben vom 29.01.2026,  
GZ WA4-WWF-30176018/2 für die ABA Karlstein an der Thaya, Bauabschnitt 18, 
Errichtung einer Photovoltaikanlage eine Förderung von 5% bei einer vorläufig 
förderbaren Summe von € 40.000,- zugesagt. Die Fördermittel werden zur Gänze als 
nicht rückzahlbarer Beitrag gewährt.  
 
Der Förderbetrag soll zur Gänze 2026 ausbezahlt werden. 
 
Eine entsprechende Förderzusicherung liegt dem Gemeinderat zur Beschlussfassung 
vor. 
 
 
Antrag an den Gemeinderat:  
Der Gemeinderat möge folgende Annahmeerklärung beschließen: 
Die Marktgemeinde Karlstein an der Thaya erklärt aufgrund des Beschlusses des 
Gemeinderates vom 18. März 2026 die vorbehaltlose Annahme der Zusicherung des NÖ 
Wasserwirtschaftsfonds vom 29. Januar 2026, WWF-30176018/2, für den Bau der 
Abwasserentsorgungsanlage Karlstein an der Thaya, Photovoltaik, Bauabschnitt 18. 
 
Beschluss:  für den Antrag:   16 Stimmen (einstimmig) 
  gegen den Antrag:    0 Stimmen 
 
 

10. Darlehensaufnahme Sanierung ABA Karlstein 2026 

Für die Bedeckung der Ausgaben des Bauvorhabens „Sanierung ABA Karlstein“ wurde 
ein Darlehen in der Höhe von € 360.000,- für das Vorhaben Abwasserbeseitigung 
ausgeschrieben. 
 
Die Angebotsöffnung erfolgte am 19. Februar 2026 und brachte folgendes Ergebnis: 
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Antrag an den Gemeinderat:  
Der Gemeinderat möge die Vergabe des Darlehens an die Hypo NOE- Landesbank für 
NÖ und Wien AG, zu folgenden Bedingungen beschließen:  
Verzinsung FIX auf 5 Jahre bei einer Gesamtlaufzeit von 25 Jahren, 1. Tilgung am 
01.06.2027 entsprechend dem Angebot vom 12.02.2026. 
Der Zinssatz errechnet sich aus dem Aufschlag zuzüglich dem zwei Banktage vor 
Einmalzuzählung veröffentlichten ICE Swap Rate 5-Jahres Satz. Der so ermittelte Zinssatz 
ist fix über die vereinbarte Laufzeit. Danach erfolgt eine neue Zinsvereinbarung. (Stand 
06.02.2026 2,993 %).  
Im Zusammenhang mit der für das Vorhaben Abwasserentsorgung notwendigen 
Darlehensaufnahme in der Höhe von € 360.000,- beschließt der Gemeinderat 
ausdrücklich, die Bedeckung (Refinanzierung) des dadurch anfallenden 
Schuldendienstes unter Berücksichtigung kostendeckender Gebühren. 
 
Beschluss:  für den Antrag:   16 Stimmen (einstimmig) 
  gegen den Antrag:    0 Stimmen 
 
 

11. Darlehensaufnahme Sanierung WVA Karlstein 2026 

Für die Bedeckung der Ausgaben des Bauvorhabens „Sanierung WVA Karlstein“ wurde 
ein Darlehen in der Höhe von € 108.000,- für das Vorhaben Trinkwasserversorgung 
ausgeschrieben. 
 
Die Angebotsöffnung erfolgte am 19. Februar 2026 und brachte folgendes Ergebnis: 
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Antrag an den Gemeinderat:  
Der Gemeinderat möge die Vergabe des Darlehens an die Hypo NOE- Landesbank für 
NÖ und Wien AG, zu folgenden Bedingungen beschließen:  
Verzinsung FIX auf 5 Jahre bei einer Gesamtlaufzeit von 25 Jahren, 1. Tilgung am 
01.06.2027 entsprechend dem Angebot vom 12.02.2026. 
Der Zinssatz errechnet sich aus dem Aufschlag zuzüglich dem zwei Banktage vor 
Einmalzuzählung veröffentlichten ICE Swap Rate 5-Jahres Satz. Der so ermittelte Zinssatz 
ist fix über die vereinbarte Laufzeit. Danach erfolgt eine neue Zinsvereinbarung. (Stand 
06.02.2026 2,993 %). 
 
Im Zusammenhang mit der für das Vorhaben Trinkwasserversorgung notwendigen 
Darlehensaufnahme in der Höhe von € 108.000,- beschließt der Gemeinderat 
ausdrücklich, die Bedeckung (Refinanzierung) des dadurch anfallenden 
Schuldendienstes unter Berücksichtigung kostendeckender Gebühren. 
 
Beschluss:  für den Antrag:   16 Stimmen (einstimmig) 
  gegen den Antrag:    0 Stimmen 
 
 

12. Leasingvertrag für FIAT Ducato 

Als Ersatzbeschaffung für den Peugeot Pritschenwagen am Bauhof wurde über die Fa. 
Edi Zuwach GmbH. in Thaya ein FIAT Ducato um den Kaufpreis von € 35.900,- angekauft. 
 
Zur Finanzierung des Ankaufes wurde uns von der Fa. Edi Zuwach GmbH. ein 
Leasingangebot bei der Santander Consumer Bank, 1220 Wien, mit folgenden 
Konditionen: 
Leasingangebot ohne Kaution und ohne Restwert. Die Laufzeit beträgt 5 Jahre. Die 
monatliche Leasingrate beträgt € 680,16. Die Leasingrate ist variabel verzinst und an 
den 3-Monats-Euribor gebunden. 
 
Der Leasingvertrag Nr. 07469409412 vom 18.02.2026 der Santander Consumer Bank 
GmbH. liegt dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vor. 
 
Antrag an den Gemeinderat:  
Der Gemeinderat möge die Vergabe des Leasingvertrages an die Santander Consumer 
Bank GmbH., Wagramer Straße 19, 1220 Wien, gem. dem Leasingvertrag 07469409412 
vom 18.02.2026, mit einer Laufzeit von 5 Jahren beschließen. 
 
Beschluss:  für den Antrag:   16 Stimmen (einstimmig) 
  gegen den Antrag:    0 Stimmen 
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13. Vergabe Straßenbauarbeiten Gemeindestraße Thures 

Nach Abschluss der Grabungsarbeiten im Zuge des Kanal- und Wasserleitungsbau in 
Thures soll die Gemeindestraße im Ortsbereich wiederhergestellt werden. Für die 
Straßenbauarbeiten wurden 2 Angebote eingeholt. 
 
Die Angebotssummen für das Projekt lauten wie folgt: 
 
Fa. Leyrer & Graf, Gmünd  € 162.873,94 inkl. MwSt. (zusätzl. 2% Skonto) 
Fa. Held und Francke  € 173.641,34 inkl. MwSt. 
 
 
Antrag an den Gemeinderat:  
Der Gemeinderat möge die Straßenbauarbeiten für die Instandsetzung der 
Gemeindestraßen im Ortsbereich Thures entsprechend dem vorliegenden Angebot an 
die Fa. Leyrer+Graf Baugesellschaft m.b.H., Conrathstraße 6, 3950 Gmünd vergeben. 
 
Beschluss:  für den Antrag:   16 Stimmen (einstimmig) 
  gegen den Antrag:    0 Stimmen 
 
 

14. Vergabe Errichtung PV-Anlage und Speicher Kläranlage Karlstein 

Zur Abdeckung des Stromverbrauches der Kläranlage in Karlstein wurde bereits 2023 
auf dem Dach des Kläranlagengebäudes eine 44,94 kWp PV-Anlage errichtet. Jetzt soll 
diese Anlage mir einer Freiflächen PV-Anlage mit 48,40 kWp und einem Batteriespeicher 
mit einer Speicherkapazität von 233 kWh erweitert werden. 
Der Batteriespeicher dient zur besseren Ausnutzung der Sonnenenergie über die 
Sonnenstunden hinaus und zur Blackoutvorsorge. 
 
Für die Errichtung der Freiflächen-PV-Anlage inkl. Batteriespeicher wurden 2 Angebote 
eingeholt. Die Angebotssummen für das Projekt lauten wie folgt: 
 
Fa. Schotech GmbH., Hausleiten  € 110.908,00 exkl. MwSt. 
Fa. Daniel Adam, MSc, Schlader  € 111.626,44 exkl. MwSt. 
 
Im Angebot der Fa. Schotech GmbH. ist das Material und die Montage der 
Unterkonstruktion der Freiflächenaufständerung NICHT enthalten. Das Angebot der Fa. 
Daniel Adam, MSc ist komplett. Der Wert der Aufständerung beträgt gem. Angebot 
Adam € 8.969,40 ohne Montage. 
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Antrag an den Gemeinderat:  
Der Gemeinderat möge den Auftrag zur Errichtung der Freiflächen PV-Anlage und 
Batteriespeicher für die Kläranlage Karlstein an die Fa. Daniel Adam, Schlader 7, 3822 
Schlader gemäß dem vorliegenden Angebot vom 28.02.2026 über eine Auftragssumme 
von € 111.626,44 exkl. MwSt. vergeben. 
 
Beschluss:  für den Antrag:   16 Stimmen (einstimmig) 
  gegen den Antrag:    0 Stimmen 
 
 

15. Vergabe Errichtung PV-Anlage und Speicher FF-Haus Goschenreith 

Zur Abdeckung des Stromverbrauches der Kleinkläranlage in Goschenreith soll eine PV-
Anlage mit 19,8 kWp auf dem Dach der FF-Hauses in Goschenreith installiert werden. 
Zur besseren Ausnutzung der Sonnenenergie über die Sonnenstunden hinaus und zur 
Blackoutvorsorge soll zusätzlich ein Batteriespeicher mit einer Speicherkapazität von 21 
kWh aufgestellt werden. 
 
Für die Errichtung der PV-Anlage inkl. Batteriespeicher wurden 3 Angebote eingeholt. 
Die Angebotssummen für das Projekt lauten wie folgt: 
 
Fa. Berger Elektrotechnik GmbH., Waidhofen/Th. € 24.281,89 exkl. MwSt. 
Fa. Daniel Adam, MSc, Schlader    € 22.499,02 exkl. MwSt. 
Fa. Elektro Kern WV GmbH, Irnfritz    € 29.525,84 exkl. MwSt. 
 
 
Antrag an den Gemeinderat:  
Der Gemeinderat möge den Auftrag zur Errichtung der PV-Anlage und Batteriespeicher 
für die Kleinkläranlage Goschenreith an die Fa. Daniel Adam,  
Schlader 7, 3822 Schlader gemäß dem vorliegenden Angebot vom 28.02.2026 über eine 
Auftragssumme von € 22.499,02 exkl. MwSt. vergeben. 
 
Beschluss:  für den Antrag:   16 Stimmen (einstimmig) 
  gegen den Antrag:    0 Stimmen 
 
 

16. Nachtrag zum Pachtvertrag Sportplatz Karlstein 

Der Union-Sportverein Karlstein plant für den Trainingsplatz eine Flutlichtanlage 
anzuschaffen. Um in den Genuss einer Förderung für die Anschaffung zu kommen, 
muss die Nutzung der Sportanlage für mindestens 10 Jahre gesichert sein. 
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Zwischen dem Union-Sportverein Karlstein und der Marktgemeinde Karlstein an der 
Thaya wurde am 10.07.2001 ein Pachtvertrag mit einer Laufzeit von 30 Jahren 
abgeschlossen und endet mit 31.07.2031. Daher ist es notwendig den Pachtvertrag 
vorzeitig zu verlängern. 
 
Antrag an den Gemeinderat:  
Der Gemeinderat möge folgende Ergänzung zum Pachtvertrag vom 10.07.2001 
beschließen: 
 

Nachtrag zum  

Pachtvertrag über den Sportplatz Karlstein  
vom 10.07.2001 

Zwischen  

der Marktgemeinde Karlstein an der Thaya 

vertreten durch Bürgermeister Siegfried Walch 

und 

dem Union Sportverein Karlstein an der Thaya 

vertreten durch Obmann Robert Ringl-Allinger 

 

wird folgender Nachtrag zum Pachtvertrag vom 10.07.2001 beschlossen. 

 

§ 1 Verlängerung der Vertragslaufzeit 

Der zwischen den Parteien bestehende Pachtvertrag über den Sportplatz Karlstein vom 10.07.2001, derzeit 

befristet bis zum 31.07.2031, wird einvernehmlich und vorzeitig um weitere zehn 10 Jahre verlängert. 

Der Pachtvertrag endet somit mit Ablauf des 31.07.2041. 

 

§ 2 Unveränderte Vertragsbestimmungen 

Alle übrigen Regelungen des Pachtvertrags vom 10.07.2001 bleiben durch diesen Nachtrag unberührt und 

weiterhin vollumfänglich in Kraft. 

 

§ 3 Inkrafttreten 

Dieser Vertragsnachtrag tritt mit Unterzeichnung durch beide Vertragsparteien in Kraft. 

 
 
Beschluss:  für den Antrag:   16 Stimmen (einstimmig) 
  gegen den Antrag:    0 Stimmen 
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17. Vermessung Landesstraße L8155 Hohenwarth West 

Im Auftrag des Amtes der NÖ Landesregierung wurde im am 16.07.2025 die 
Landesstraße L8155 von Straßenkilometer 2,47 (Teich Hr. Ruthner Manuel) bis 3,47 
(Ortseinfahrt Hohenwarth) neu vermessen, um die Grundstücksgrenzen an den 
Naturstand anzupassen. Diese Vermessung wurde in der Vermessungsurkunde GZ 
53487 vom 07.08.2025 des Amtes der NÖ Landesregierung Abt. Allgemeiner Baudienst 
dargestellt. 
Es ist das Gemeindegrundstück GST 938 in der KG Hohenwarth betroffen. 
 
 
Antrag an den Gemeinderat:  
Der Gemeinderat möge folgenden Änderungen an dem Grundstück 938, EZ 122, KG 
Hohenwarth, dargestellt in der Vermessungsurkunde des Amtes der NÖ 
Landesregierung, Abteilung Allgemeine Verwaltung, GZ 53487, vom 07.08.2025 
beschließen. 
 
1)  Die in beiliegender Vermessungsurkunde des Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung 

Allgemeiner Baudienst, GZ 53487 in der KG Hohenwarth dargestellten und nachfolgend 

angeführten Trennstücke werden in das öffentliche Gut der Gemeinde übernommen: 

Trennstück Nr. 3 und 4 
 

2) Die Vermessungsurkunde ist ein fester Bestandteil dieses Beschlusses und liegt beim 

Gemeindeamt während der Amtsstunden zur Einsicht auf. 

Gegen eine Verbücherung gemäß §§ 15 ff Liegenschaftsteilungsgesetz besteht kein Einwand. 

 
Beschluss:  für den Antrag:   16 Stimmen (einstimmig) 
  gegen den Antrag:    0 Stimmen 
 
 

18. Beschluss Änderung der Satzung des „Gemeindeverband der Musikschule 
Thayaland“ 

Durch den am 3.3.2026 von der Verbandsversammlung des Gemeindeverbandes der 
Musikschule Thayaland unter TOP 5 beschlossenen Beitrittes der Stadtgemeinde 
Waidhofen an der Thaya (Ansuchen vom 3.12.2025, lt. Beschluss GR vom 3.12.2025 
TOP30) ist eine rückwirkende Änderung der Satzung des Gemeindeverbandes der 
Musikschule Thayaland mit Wirksamkeit 1.1.2026 notwendig. Die geänderte Satzung 
liegt dem Protokoll bei und stellt einen wesentlichen Bestandteil dessen dar. 
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Antrag an den Gemeinderat:  
Der Gemeinderat möge der Satzungsänderung des „Gemeindeverbandes der 
Musikschule Thayaland“ entsprechend der beiliegenden Satzung mit Wirksamkeit  
1. Jänner 2026 zustimmen. 
 
Beschluss:  für den Antrag:   16 Stimmen (einstimmig) 
  gegen den Antrag:    0 Stimmen 
 
 

19. Aufhebung der Mehrkindförderung in der Musikschule 

Im Sinne einer einheitlichen Regelung innerhalb des Musikschulverbandes sowie 
aufgrund der aktuell angespannten finanziellen Situation der Gemeinden wird 
vorgeschlagen, die bisherige Mehrkindförderung für den Besuch der Musikschule ab 
dem Schuljahr 2026/2027 nicht mehr zu gewähren. 
 
 
Antrag an den Gemeinderat:  
Der Gemeinderat möge die Förderung für Familien, die mehrere Kinder an der 
Musikschule Thayaland unterrichten lassen oder Kinder, die mehrere Fächer an der 
Musikschule besuchen im Ausmaß von 10% der geleisteten Musikschulbeiträge ab dem 
Schuljahr 2026/2027 aussetzen. 
 
Beschluss:  für den Antrag:   13 Stimmen (ÖVP, SPÖ) 
  gegen den Antrag:    3 Stimmen (FPÖ) 
 
 

20. Änderung der Nebengebührenordnung 

In der Sitzung vom 30.09.2025 wurde die Änderung der Nebengebührenordnung für die 
Bediensteten nach dem GBedG 2025 der Marktgemeinde Karlstein an der Thaya 
beschlossen. 
 
Mit Schreiben vom 05. Jänner 2026 der Abteilung Gemeinden (IVW3) des Amtes der NÖ 
Landesregierung wurde uns mitgeteilt, dass im § 4 der gegenständlichen Verordnung 
die Basis der Sonderzulage im Gemeinderatsbeschluss und der Kundmachung nicht 
gleichlautend waren. 
 
Um diesen Mangel zu beseitigen ist die Änderung der Nebengebührenordnung wie folgt 
neu zu beschließen. 
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Antrag an den Gemeinderat:  
Der Gemeinderat möge folgende Änderung der Nebengebührenordnung für die 
Bediensteten nach dem NÖ GBedG 2025 der Marktgemeinde Karlstein an der Thaya 
beschließen: 
 

§ 4 
Qualitative Leistungszulage 

Der Klärwärter erhält für die Dauer der Innehabung seines Amtes eine monatliche Sonderzulage von 14% des 
Monatsentgelts eines Gemeindebediensteten der Verwendungsgruppe V2 Entlohnungsstufe 3. Der Stellvertreter 
des Klärwärters erhält diese Zulage im Ausmaß 1/30 pro Tag für die Zeit der tatsächlichen Vertretung. 

 
§ 11 

Inkrafttreten 
Diese Änderung der Nebengebührenordnung für Bedienstete nach dem NÖ GBedG 2025 tritt mit 1. April 2026 in 
Kraft. 

 
Beschluss:  für den Antrag:   16 Stimmen (einstimmig) 
  gegen den Antrag:    0 Stimmen 
 
 

21. Dienstvertrag unbefristete Beschäftigte im Bürgerservice 

Mit dem Weggang von Frau Hellerschmid war ein freier Dienstposten im Gemeindeamt 
zu besetzen. Frau Birgit Peichl wurde am 18.08.2025 aus diesem Grund durch den 
Bürgermeister auf 6 Monate befristet aufgenommen. 
Da die Befristung mit 17.02.2026 ausgelaufen ist, soll Frau Birgit Peichl nun für den 
Dienstposten im Bürgerservice im Ausmaß von 25 Wochenstunden auf unbefristete Zeit 
aufgenommen werden. Der Entwurf der Ergänzung zum Dienstvertrag liegt dem 
Gemeinderat zur Beschlussfassung vor. 
 
Antrag an den Gemeinderat:  
Der Gemeinderat möge Frau Birgit Peichl geb. 24.06.1986, wohnhaft in 3860 Seyfried 
93/1 gem. dem vorliegenden Entwurf der Ergänzung zum Dienstvertrag im Ausmaß von 
25 Wochenstunden auf unbefristete Zeit aufnehmen. Frau Birgit Peichl bleibt 
unverändert im gehobenen Verwaltungsdienst in der Verwendungsgruppe V2 
eingestuft. 
 
 
Beschluss:  für den Antrag:   16 Stimmen (einstimmig) 
  gegen den Antrag:    0 Stimmen 
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Vor dem Tagesordnungspunkt 22 bat der Bürgermeister um eine 5-minütige 
Unterbrechung der Gemeinderatssitzung um sich mit den Gemeinderäten der ÖVP-
Fraktion über den Tagesordnungspunkt 22 zu beraten. 
 

22. Resolution: Gemeindefinanzen vor Bundeshaftungen schützen 

Gegenstand des Antrags ist die Aufforderung an die Bundesregierung, von einer 
staatlichen Haftung für Ukraine-Kredite in einer Höhe von bis zu 5,5 Milliarden Euro 
Abstand zu nehmen bzw. vor einer allfälligen Haftungsübernahme vollständige 
Transparenz über Rechtsgrundlagen, Risikoverteilung und Auslösemechanismen 
herzustellen. 
 
Die Dringlichkeit ergibt sich daraus, dass die Diskussion und die (politischen und 
rechtlichen) Festlegungen auf Bundes- bzw. EU-Ebene aktuell erfolgen und eine 
Befassung in einer späteren Sitzung die politische Wirkung einer Resolution deutlich 
mindern würde. 
 
Zudem betrifft der Antrag unmittelbar Fragen mit möglichen finanziellen 
Langzeitwirkungen für die öffentliche Hand. Gemeinden benötigen finanzielle 
Spielräume für Infrastruktur, Daseinsvorsorge, soziale Leistungen und 
Zukunftsinvestitionen; zusätzliche Haftungsrisiken auf Bundesebene können mittelbar 
auch Gemeinden betreffen. 
 
Weiters ist sicherzustellen, dass Entscheidungen mit derartigen Haftungsfolgen mit dem 
Grundsatz der immerwährenden Neutralität vereinbar bleiben. 
 
 
Antrag an den Gemeinderat:  
 
Resolution 
 
Der Gemeinderat beschließt, die Bundesregierung aufzufordern, 
 

1. von einer staatlichen Haftung Österreichs für Ukraine-Kredite in einer Höhe 
von bis zu 5,5 Milliarden Euro Abstand zu nehmen, da eine Haftung in dieser 
Größenordnung nicht im Sinne der Bevölkerung ist und Gemeinden 
finanzielle Spielräume für Infrastruktur, Daseinsvorsorge, soziale Leistungen 
und Zukunftsinvestitionen benötigen – nicht zusätzliche finanzielle Risiken 
auf Bundesebene, die mittelbar auf Kosten der Gemeinden und der 
Bevölkerung gehen könnten; 
 

2. vor jeder verbindlichen Entscheidung die konkreten Rechtsgrundlagen, die 
Risikoverteilung sowie die Auslöse- und Haftungsmechanismen (wann und 
wodurch eine Haftung schlagend werden kann) vollständig offenzulegen und 
eine transparente parlamentarische Behandlung sicherzustellen; 
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3. bei allen diesbezüglichen Entscheidungen die immerwährende Neutralität 
Österreichs uneingeschränkt zu wahren und sicherzustellen, dass Österreich 
nicht in eine Form der Kriegsfinanzierung oder eine faktische Parteinahme 
hineingezogen wird; Maßnahmen der Unterstützung sollen sich – soweit 
Unterstützung politisch beschlossen wird – auf zivile und humanitäre Hilfe 
konzentrieren; 
 

4. öffentliche Mittel und finanzielle Spielräume prioritär für Investitionen in die 
Gemeinden zu verwenden. 

 
Zur Verdeutlichung der Dimension wird festgehalten: 5,5 Milliarden Euro entsprechen 
rechnerisch bei rund 2.092 Gemeinden durchschnittlich 2,63 Millionen Euro je 
Gemeinde. 
 
Weiterleitung 
Der Bürgermeister wird aufgefordert, diese Resolution unverzüglich an die 
Bundesregierung (insbesondere Bundeskanzleramt und BMF) zu übermitteln. 
 
 
Beschluss:  für den Antrag:     5 Stimmen (FPÖ, SPÖ) 
  gegen den Antrag:  11 Stimmen (ÖVP) 
  





Musikschulverband Thayaland 
 

 

 
 

Präambel 
 

Um die Lesbarkeit, sowie als auch das textliche Verständnis in folgender Verbandssatzung zu 
gewährleisten, wird keine gendergerechte Sprache verwendet. Alle Formulierungen sprechen 
gleichermaßen alle Geschlechter an. 

 

Satzung „Gemeindeverband der Musikschule Thayaland“ 
 

§ 1  Name und Sitz des Gemeindeverbandes 

Der Gemeindeverband führt den Namen „Gemeindeverband der Musikschule Thayaland“ und hat 
seinen Sitz in Waidhofen an der Thaya. 

 

§ 2  Beteiligte Gemeinden 

Dem Gemeindeverband gehören folgende Gemeinden an: 

1. Dobersberg 
2. Gastern 
3. Karlstein an der Thaya 
4. Kautzen 
5. Pfaffenschlag bei Waidhofen an der Thaya 
6. Thaya 
7. Waidhofen an der Thaya 
8. Waldkirchen an der Thaya 
 

§ 3  Aufgaben des Gemeindeverbandes 

Aus dem eigenen Wirkungsbereich der verbandsangehörigen Gemeinden obliegt dem 
Gemeindeverband die Errichtung, Erhaltung, Verwaltung und Führung des „Gemeindeverbandes der 
Musikschule Thayaland". 

 

§ 4  Organe 

Organe des Gemeindeverbandes sind: 

1. die Verbandsversammlung 

2. der Verbandsvorstand und 

3. der Verbandsobmann (§ 7 Abs. 1 NÖ Gemeindeverbandsgesetz) 

 

§ 5  Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung ist die Versammlung der Vertreter der verbandsangehörigen 
Gemeinden. 

(2) Die Vertretung in der Verbandsversammlung richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen. 

(3) Der Verbandsversammlung obliegt: 
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1. Beschlussfassung über Änderungen der Satzung (§ 5 NÖ Gemeindeverbandsgesetz), 
ausgenommen Änderungen des Aufgabenbereiches des Gemeindeverbandes (§ 5 Abs. 1 Z 3 
NÖ Gemeindeverbandsgesetz) sowie des Kostenersatzes (§ 5 Abs. 1 Z 5 NÖ 
Gemeindeverbandsgesetz), 

2. Beschlussfassung über den Beitritt und das Ausscheiden von Gemeinden (§ 20) sowie über die 
Auflösung des Gemeindeverbandes (§ 21 NÖ Gemeindeverbandsgesetz), 

3. Bestellung und Abberufung des Verbandsobmannes und der übrigen Mitglieder des 
Verbandsvorstandes durch Beschluss, 

4. Beschlussfassung über den Voranschlag, den Nachtragsvoranschlag, den Rechnungsabschluss, 
den Dienstpostenplan und die Eröffnungsbilanz, 

5. Beschlussfassung über die Aufwandsentschädigungen (§ 13 Abs. 1 NÖ 
Gemeindeverbandsgesetz), 

6.  Bestellung von Ausschüssen und Hilfsorganen gemäß § 7 Abs. 2 NÖ 
Gemeindeverbandsgesetz). 

(4) Zu einem gültigen Beschluss der Verbandsversammlung ist die Anwesenheit von zwei Drittel der 
Mitglieder der Verbandsversammlung und die Einstimmigkeit erforderlich. 

 

§ 6  Verbandsvorstand 

(1) Der Verbandsvorstand besteht aus dem Verbandsobmann als Vorsitzenden, seinem Stellvertreter 
und 14 weiteren Mitgliedern, die von den Gemeinderäten der verbandsangehörigen Gemeinden 
zu nominieren sind. Jede Mitgliedsgemeinde hat das Nominierungsrecht für zwei Mitglieder, 
Obmann und dessen Stellvertreter werden in dieses Recht eingerechnet. 

(2) Die Funktionsperiode des Verbandsvorstandes beginnt mit der Bestellung seiner Mitglieder, und 
endet mit der Bestellung des neuen Verbandsvorstandes, die spätestens innerhalb von sechs 
Monaten nach jeder allgemeinen Gemeinderatswahl vorzunehmen ist. 

(3) Dem Verbandsvorstand obliegen: 

1. Vorberatung und Antragstellung der zum Wirkungskreis der Verbandsversammlung 
gehörenden Angelegenheiten, 

2. Erlassung von Verordnungen, 

3. Entscheidungen im Instanzenzug und Ausübung der oberbehördlichen Befugnisse. 

4. Entscheidung in allen Angelegenheiten, die einer Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde 
bedürfen. 

5. Aufnahme ständiger Bediensteter des Gemeindeverbandes, sowie die Auflösung des 
Dienstverhältnisses solcher Bediensteter, insbesondere die Bestellung des Leiters der 
Musikschule. 

6. Abschluss von Rechtsgeschäften, durch die sich der Gemeindeverband zu Leistungen 
verpflichtet, die im Einzelnen den Betrag von EUR 3.000 netto übersteigen (oder 2% der 
Erträge des Ergebnishaushaltes) übersteigen. 

7. Beschlussfassung über Anträge gemäß § 17 Abs. 4 NÖ Gemeindeverbandsgesetz. 

8. Durchführung der Abwicklung im Falle der Auflösung gemäß § 21 Abs. 1 NÖ Gemeinde-
verbandsgesetz. 



 

Seite 3 von 6 

(4) Zu einem gültigen Beschluss des Verbandsvorstandes sind die Anwesenheit der Hälfte der 
Mitglieder und die Einstimmigkeit erforderlich. 

 

§ 7  Verbandsobmann 

(1) Der Verbandsobmann und sein Stellvertreter sind aus dem Kreis der Vertreter der 
verbandsangehörigen Gemeinden in der Verbandsversammlung zu bestellen. 

(2) Dem Verbandsobmann obliegt die Besorgung 

1. der ihm besonders zugewiesenen Aufgaben und 

2. aller übrigen Aufgaben des Gemeindeverbandes, die nicht ausdrücklich einem anderen 
Verbandsorgan übertragen sind 

(3) Der Verbandsobmann ist Vorsitzender der Verbandsversammlung. 

(4) Der Verbandsobmann ist im Falle seiner Verhinderung durch den Obmannstellvertreter zu 
vertreten. Ist auch dieser verhindert, wird der Verbandsobmann durch das von ihm bestimmte 
oder mangels solcher Bestimmung durch das vom Verbandsvorstand berufene Mitglied des 
Verbandsvorstandes vertreten. Für diesen Fall wird der Verbandsvorstand von seinem an Jahren 
ältesten Mitglied einberufen. 

 

§ 8  Amt des Gemeindeverbandes 

(1) Die Geschäfte des Gemeindeverbandes werden durch das Amt des Gemeindeverbandes besorgt. 

(2) Das Amt ist ein Hilfsorgan des Gemeindeverbandes. Die näheren Vorschriften über die innere 
Organisation hat der Verbandsobmann zu treffen. 

 

§ 9  Amtsleiter 

Zum Leiter des Amtes des Gemeindeverbandes wird der Leiter der „Musikschule Thayaland“ bestellt. 

 

§ 10  Prüfungsausschuss 

(1) Zur Überwachung der gesamten Gebarung des Gemeindeverbandes, ob diese wirtschaftlich, 
zweckmäßig und sparsam geführt wird, ob sie den Gesetzen und sonstigen Vorschriften 
entspricht und richtig geführt wird, ist ein Prüfungsausschuss zu bestellen. 

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus drei Mitgliedern. Mitglieder des Verbandsvorstandes dürfen 
nicht gleichzeitig zu Mitgliedern des Prüfungsausschusses bestellt werden. 

(3) Die Überprüfung ist mindestens einmal halbjährlich (Semester) vorzunehmen. Das Ergebnis ist in 
einem schriftlichen Bericht der Verbandsversammlung anlässlich der Beschlussfassung über den 
Rechnungsabschluss vorzulegen. 

 

§ 11  Kostenersätze 

(1) Zur Deckung des Aufwandes des Gemeindeverbandes sind zunächst die Einnahmen 
(Elternbeiträge, Subventionen) heranzuziehen, die ihm aus der Besorgung seiner Aufgaben 
zufließen. Der durch diese Einnahmen nicht gedeckte Aufwand ist nach Maßgabe folgender 
Bestimmungen von den verbandsangehörigen Gemeinden zu ersetzen (§ 17 Abs. 1 NÖ 
Gemeindeverbandsgesetz) 

(2) Die Aufteilung des nicht gedeckten Aufwandes auf die verbandsangehörigen Gemeinden erfolgt 
nach dem Verhältnis der Anzahl der von den Schülern jeder einzelnen verbandsangehörigen 
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Gemeinde im laufenden Schuljahr besuchten Unterrichtseinheiten zur Gesamtzahl sämtlicher 
Unterrichtseinheiten. 

(3) Die Höhe der Kostenersätze ist auf Grund des Rechnungsabschlusses und in Anwendung der 
Bestimmungen des Abs. 1 und 2 zu ermitteln. 

(4) Der Rechnungsabschluss ist so zeitgerecht zu erstellen, dass er bis spätestens 30. April des dem 
Rechnungsjahr folgenden Jahres der Aufsichtsbehörde vorgelegt werden kann. 

(5) Die verbandsangehörigen Gemeinden haben den durch eigene Einnahmen des 
Gemeindeverbandes und durch die geleisteten Vorauszahlungen (§ 12) nicht gedeckten Aufwand 
binnen acht Wochen nach Beschlussfassung über den Rechnungsabschluss zu ersetzen. 

(6) Kommt eine verbandsangehörige Gemeinde ihrer Verpflichtung gemäß Abs. 5 nicht nach, ist sie 
vom Gemeindeverband unter Setzung einer Nachfrist, die vier Wochen nicht übersteigen darf, 
aufzufordern, die Leistung zu erbringen. Nach Ablauf dieser Frist hat der Verbandsvorstand bei 
der Aufsichtsbehörde zu beantragen, dass für den Fall der Nichtleistung der in Verzug geratenen 
verbandsangehörigen Gemeinde mit Bescheid aufgetragen wird, die Leistung binnen einer gemäß 
§ 17 Abs. 4 NÖ Gemeindeverbandsgesetz festzusetzenden Frist zu erbringen. 

 

§ 12  Laufende Vorauszahlungen 

(1) Die verbandsangehörigen Gemeinden haben für das nächstfolgende Kalenderviertel 
Vorauszahlungen zu leisten. Ihre Höhe wird jeweils im Voranschlag festgesetzt. Die 
Vorauszahlungen sind in vier gleichen Raten, jeweils am 1. Jänner, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober 
zur Zahlung fällig. 

(2) Der Berechnung der Vorauszahlungen ist Voranschlag des Gemeindeverbandes, der bis längstens 
20. Oktober des seiner Geltung vorausgehenden Jahres von der Verbandsversammlung zu 
beschließen ist, zugrunde legen. 

(3) Kommt eine verbandsangehörige Gemeinde ihrer Verpflichtung gemäß Abs. 1 nicht nach, sind die 
Bestimmungen des § 11 Abs. 6 sinngemäß anzuwenden. 

 

§ 13  Lehrpersonal 

(1) Die im Schuljahr 2025/2026 in einem Dienstverhältnis stehenden Vertragsbediensteten 
(Musikschullehrer) der Musikschule Waidhofen an der Thaya werden im Rahmen des durch den 
Beitritt bedingten Betriebsüberganges mit Wirksamkeit 1.8.2026 in den Personalstand des 
Gemeindeverbandes der Musikschule Thayaland in ein Dienstverhältnis mit allen bisherigen 
Rechten und Pflichten übernommen. 

(2) Auf das Lehrpersonal des Gemeindeverbandes finden die Bestimmungen des NÖ Gemeinde-
Vertragsbedienstetengesetzes 1976, LGBI. 2420 und des NÖ Gemeinde-Bedienstetengesetzes 
2025, LGBI. Nr. 15/2024, in der jeweils geltenden Fassung, Anwendung 

(3) Soweit die im Abs. 2 angeführten Vorschriften nicht auf das Unterrichtspersonal des 
Gemeindeverbandes angewendet werden können, um den Verbandszweck zu erreichen, können 
im Einzelfall Verträge nach den Grundsätzen des bürgerlichen Rechtes abgeschlossen werden. In 
diesen Verträgen ist jeweils vorzusehen, dass mit Auflösung des Gemeindeverbandes auch das 
Dienstverhältnis erlischt. 

(4) Die Auflösung der Dienstverhältnisse gemäß Abs. 2 und 3 richtet sich bei Auflösung des 
Gemeindeverbandes nach den Bestimmungen des NÖ Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetzes 
1976 bzw. des NÖ Gemeinde-Bedienstetengesetzes 2025 und nach den folgenden 
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Bestimmungen: Im Falle eines Betriebsüberganges im Sinne der Richtlinie 2001/23/EG des Rates 
vom 12. Mär 2001 sind die Regelungen des § 2a GVBG bzw. des § 5 NÖL GBedG 2025 
vollinhaltlich (analog) anzuwenden. Liegt kein Betriebsübergang vor, ist zwischen den 
verbandsangehörigen Gemeinden und dem betroffenen Lehrpersonal innerhalb von drei 
Monaten vor der beabsichtigten Auflösung des Gemeindeverbandes eine Einigung über die 
Begründung eines Dienstverhältnisses anzustreben. Auch wenn eine Einigung nicht zustande 
kommt, gilt das zum aufgelösten Gemeindeverband bestandene Dienstverhältnis als aufgelöst. 

(5) Alle mit diesen Maßnahmen verbundenen Kosten sind von den beteiligten Gemeinden nach 
Maßgabe der Quote gemäß § 11 Abs. 2 der Satzung zu tragen. 

 

§ 14  Verwaltungspersonal 

(1) Dem Gemeindeverband werden Gemeindebedienstete einer oder mehrerer 
verbandsangehöriger Gemeinden zur Verfügung gestellt. Auf die Personalüberlassung sind die 
Bestimmungen des NÖ Personalüberlassungsgesetzes, LGBl. 2010 anzuwenden. 

(2) Über die Überlassung ist zwischen dem Dienstgeber und dem Gemeindeverband eine 
vertragliche Vereinbarung zu treffen. Diese Vereinbarung hat insbesondere zu regeln:  
a) Zweck der Überlassung,  
b) Beginn und Ende der Überlassung,  
c) das Beschäftigungsausmaß im Rahmen der Überlassung. 
Für diese Vereinbarung ist der Verbandsvorstand namens des Gemeindeverbandes und das 
maßgebliche Organ der Gemeinden nach den Bestimmungen der NÖ Gemeindeordnung 1973 
zuständig. 

(3) Unbeschadet einer Vereinbarung gemäß Abs. 2 wird die Diensthoheit weiterhin von den 
überlassenden Gemeinden ausgeübt. Die Bediensteten sind für die Dauer der Überlassung den 
Organen des Gemeindeverbandes und im Rahmen der strukturellen Einbindung den 
diensthoheitlichen und fachlichen Weisungsberechtigten (z.B. Obmann, Amtsleitung oder 
Musikschulleitung) gegenüber weisungsgebunden. Der Gemeindeverband unterliegt dabei dem 
Aufsichts- und Weisungsrecht der überlassenden Gemeinde gemäß § 3 Abs. 2 NÖ 
Personalüberlassungsgesetz. 

(4) Die gesetzlich verpflichtenden Personalkosten (laufende Bezüge, Ruhe- und Versorgungsgenüsse 
sowie sonstige Zuwendungen) sind vierteljährlich der überlassenden Gemeinde zu refundieren. 

(5) Unbeschadet der Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 ist es dem Gemeindeverband vorbehalten, 
eigenes Verwaltungspersonal zu beschäftigen. Auf das Verwaltungspersonal des 
Gemeindeverbandes finden die Bestimmungen des NÖ Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetzes 
1976, LGBl. 2320, und des NÖ Gemeinde-Bedienstetengesetzes 2025, LGBI. Nr. 15/2024, jeweils 
in der geltenden Fassung sinngemäß Anwendung. 

(6) Für die Auflösung der Dienstverhältnisse gemäß Abs. 5 ist § 13 Abs. 4 der Satzung sinngemäß 
heranzuziehen. 

(7) Vor Personalmaßnahmen, die mit erhöhten Kosten für den Gemeindeverband verbunden sind, 
ist das Einverständnis seitens der Verbandsversammlung einzuholen. Die Zuständigkeit des 
Verbandsvorstandes gemäß § 6 Abs. 5 Z 5 bleibt dadurch unberührt. 

(8) Alle mit diesen Maßnahmen verbundenen Kosten sind von den beteiligten Gemeinden nach 
Maßgabe der Quote gemäß § 11 Abs. 2 zu tragen. 

 

§ 15  Vermögensrechtliche Ansprüche 

(1) Die mit dem Beitritt der Stadtgemeinde Waidhofen an der Thaya eingebrachten Sachwerte (zB 
Instrumente laut beschlossener Inventarliste, Musikinstrumente, Noten etc.) werden mit 
Inkrafttreten der Satzung in das Eigentum des Gemeindeverbandes übernommen. 
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(2) Die für den Unterricht genutzten Liegenschaften verbleiben im Eigentum der beteiligten 
Gemeinden. Die benötigten Räumlichkeiten werden von den beteiligten Gemeinden gegen 
Betriebskostenersatz zur Verfügung gestellt.  

(3) Bei Auflösung des Gemeindeverbandes gehen die von den verbandsangehörigen Gemeinden 
eingebrachten Sachwerte (Musikinstrumente, Noten etc.) wieder in den Besitz der Einbringer 
über. Das übrige Vermögen des Gemeindeverbandes ist nach Maßgabe des § 11 Abs. 2 auf die 
verbandsangehörigen Gemeinden aufzuteilen, wobei die jeweiligen Verhältnisse zum Zeitpunkt 
der Auflösung der Aufteilung zugrunde zu legen sind. 

(4) Die Kosten der Abwicklung sind vor der Aufteilung in Abzug zu bringen. 

(5) Die Abwicklung ist durch den im Zeitpunkt der Auflösung bestehenden Verbandsvorstand 
durchzuführen. Der Verbandsvorstand bleibt jedenfalls – soweit es sich um Liquidation handelt – 
bis zur Abwicklung dieser im Amt. 

 

§ 16  Haftung 

Für Verbindlichkeiten des Gemeindeverbandes haften die verbandsangehörigen Gemeinden 
gegenüber dritten Personen im Ausmaß der Kostenaufteilung gemäß § 11 Abs. 2 der Satzung. 

 

§ 17  Ausscheiden aus Gründen wirtschaftlicher Unzumutbarkeit 

(1) Eine verbandsangehörige Gemeinde kann dem Gemeindeverband ihr Ausscheiden wegen 
wirtschaftlicher Unzumutbarkeit erklären. Diese Erklärung ist eingehend zu begründen und 
entsprechend zu belegen. Beschließt die Verbandsversammlung, die Erklärung nicht zur Kenntnis 
zu nehmen, weil sie der Auffassung ist, dass wirtschaftliche Unzumutbarkeit nicht vorliegt, kann 
sie, ebenso wie die das Ausscheiden begehrende Gemeinde, gemäß § 18 des NÖ 
Gemeindeverbandsgesetzes die NÖ Landesregierung zur Entscheidung anrufen. Das Ausscheiden 
wird im Falle der Kenntnisnahme durch die Verbandsversammlung mit Ablauf des Schuljahres 
wirksam, in dem dieses erfolgt, im Falle der Anrufung der Landesregierung jedoch mit Ablauf des 
Schuljahres, in dem die Landesregierung eine Entscheidung getroffen hat. 

(2) Die ausscheidende Gemeinde hat, wenn sonst nicht anders der Verbandszweck weiterhin erfüllt 
werden kann, erforderlichenfalls ihre Rechte am Verbandsvermögen an diesen abzutreten, 
Eigentum zu übertragen, Dienstbarkeiten einzuräumen und bei Eintritt von Schaden Ersatz zu 
leisten. 

(3) Die Gemeinde haftet jedenfalls für die Verbindlichkeiten des Gemeindeverbandes zum Zeitpunkt 
des Ausscheidens nach Maßgabe der Bestimmungen des § 16 und sofern nicht Abs. 2 
anzuwenden ist. 

 

§ 18  Auflösung des Gemeindeverbandes 

(1) Der Gemeindeverband kann sich nur auflösen, wenn die vom Gemeindeverband und den 
verbandsangehörigen Gemeinden getroffenen Maßnahmen erkennen lassen, dass die 
ordnungsgemäße Besorgung der an die Gemeinde rückzuübertragenden Aufgaben durch diese 
gewährleistet ist oder wenn zu besorgen ist, dass der Gemeindeverband die ihm übertragenen 
Aufgaben nicht mehr erfüllen vermag und alle ihm angehörigen Gemeinden es verlangen. 

(2) Der Gemeindeverband ist mit Nichterfüllung oder mit Wegfall der im § 3 bezeichneten Aufgaben 
aufzulösen. 

 


